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4. Februar 2026 
 
Fragen zum Klimaschutz in der Stadt Stuttgart 
 

Der VCD Kreisverband Stuttgart e.V. und das Klima- und Umweltbündnis Stuttgart (KUS) 
haben sich seit über 20 Jahren in der Bürgerbeteiligung um den Klimaschutz, hier mit 
Blick auf den Sektor Verkehr, eingebracht. Dies gilt insbesondere für das Projekt „Stadt 
mit Energieeffizienz“ (SEE), das Verkehrsentwicklungskonzept 2030 (VEK 2030), den 
„Masterplan 100 % Klimaschutz“, die Studie von McKinsey: Net Zero Stuttgart sowie den 
Klimamobilitätsplan. Bei allen Projekten wurde ehrenamtlich viel Zeit investiert und viel 
konstruktive Hilfe geleistet, weil uns das Therma sehr wichtig ist. 
 
Enttäuschend für alle Beteiligten ist, dass es nach Abschluss der Bürgerbeteiligung kei-
nerlei Rückmeldung gibt über den Erfolg oder Misserfolg dieser Konzepte. Der Energie- 
und Klimaschutzbericht 2024 behandelt das Thema Verkehr auf eineinhalb Seiten ohne 
Wirkungsnachweis von Maßnahmen und ohne Aussagen zur Zielerreichung. 
 
Aus der Sorge, dass das Klimaziel bis 2035 im Verkehrsbereich mit den bisherigen Maß-
nahmen nicht eingehalten wird, stellen wir nachfolgende Fragen: 
 
 
1. Bisherige Minderung der THG 
 

Vergleicht man die Entwicklung der Treibhausgase im Verkehrsbereich Stuttgart, darge-
stellt in der Abbildung des KMP, mit der bundesweiten Entwicklung (Nachstehend linkes 
Bild), so fällt auf: 
 

 

 
Bundesweit sind die CO2-äqu-Emissionen von 1990 bis 2019 nahezu gleichgeblieben, 
erst in den Coronajahren 2020/2021 sind die Emissionen deutlich zurückgegangen (146 
zu 164 t CO2-äqu, also minus 11 %, linkes Bild). Auch in den Jahren 2022 und 2023 la-
gen sie bei rund 146 Mio t CO2-äqu. Für Stuttgart wird dagegen gezeigt, dass zwischen 
1990 und 2010 die CO2-äqu-Emissionen um rund 25 % zurückgegangen sind und in den 
Coronajahren nochmals um rund 15 %. „Die CO2-Emissionen im Sektor Verkehr haben 
von 1990 bis 2021 um 41 Prozent abgenommen“, steht im Klimamobilitätsplan.  
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Wir fragen: Wie ist diese deutliche Diskrepanz zwischen der allgemeinen bundesweiten 
Entwicklung mit minus 11 % und der besonderen Situation in Stuttgart – hier mit minus  
41 % angegeben - zu erklären? Insbesondere: Worauf ist der starke Rückgang der THG-
Emissionen zwischen 1990 und 2010 zurückzuführen? In dieser Zeit hat der Kfz-Verkehr 
an der Markungsgrenze von Stuttgart von 704.000 auf 820.000 Kfz, also um 16 % zuge-
nommen. 
 
 
2. Verkehrsanteil an den THG-Emissionen 
 

Im Klimaschutzkonzept Stuttgart von 1997 wird der Anteil des Verkehrs an den THG-
Emissionen mit 28 % angegeben (KLIKS Seite 2-5). Sowohl im McKinsey-Gutachten als 
auch im Klimamobilitätsplan wird von 14 % Verkehrsanteil an den THG-Emissionen ge-
sprochen. Es wird dabei angegeben, dass der Flug-, Schiffs- und Durchgangsverkehr je-
weils nicht enthalten ist. Bundesweit wird mit einem THG-Anteil des Verkehrssektors von 
22 % (UBA) gerechnet, wobei dieser Anteil ja zunimmt, wenn er weniger als die anderen 
Sektoren reduziert wird. Wenn die THG-Emissionen in Stuttgart zwischen 1990 und 2023 
insgesamt um 54 % zurückgegangen sind, im Verkehrsbereich aber nur um 10 % (oder 
auch um 41 %), muss der Verkehrsanteil ja gestiegen sein. 
 
Wir fragen: Wie kommt die Diskrepanz zwischen 28 % (KLIKS) und 14 % im Verkehrsan-
teil der THG-Emissionen zustande? Heißt das, dass die Hälfte der Verkehrsemissionen 
gar nicht berücksichtigt werden und die Klimabilanz im Verkehrssektor einfach nicht 
stimmt? Bei einer Schwankungsbreite um 100 % und großen Differenzen zur bundeswei-
ten Entwicklung erscheinen die Angaben völlig aus der Luft gegriffen und müssten zumin-
dest näher erläutert werden. 
 
 
3. Zielwert minus 40 % bis 2030 im Klimamobilitätsplan 
 

Im KMP wird der Zielwert minus 40 % CO2-äqu-Emissionen gegenüber 2010 angegeben. 
Die Landeshauptstadt Stuttgart hat sich das Ziel gesetzt, bis 2035 klimaneutral zu sein; 
als Zwischenziel sollen die Treibhausgasemissionen bis 2030 um 80 % gegenüber 1990 
gesenkt werden.  
 
Setzt man eine lineare, gleichbleibende Absenkungsrate pro Jahr mit dem Ziel der Kli-
maneutralität 2035 an, müssten zwischen 2010 und 2030 mindestens 80 % Minderung 
der Emissionen erfolgen, die restlichen 20 % in den Jahren 2030 bis 2035. Das wären ab-
solut etwa 150.000 t CO2-äqu-Emissionen im Jahr 2030. Im KMP wird von einer 40%-
igen Reduktion vom Stand 2010 mit ca. 720.000 t CO2-äqu-Emissionen ausgegangen, 
d.h. danach werden im Jahre 2030 etwa noch 430.000 t CO2-äqu-Emissionen erzeugt. 
Das ist fast das Dreifache des Zielwertes bei oben genannter Klimaneutralität 2035. 
 
Was in der Bürgerbeteiligung schon deutlich formuliert wurde: Das vorgegeben Ziel ist 
nicht ambitioniert genug. Oder konkreter: Die Zielvorgabe mit der 40%-igen Reduktion ist 
mit dem Ziel der Klimaneutralität 2035 der Stadt Stuttgart längst überholt und verschleiert 
nur die Aufgabe, die in der Kürze der Zeit zu erledigen ist.  
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4. Evaluation Klimamobilitätsplan 
 

Der Klimamobilitätsplan wurde 2021 begonnen und 2024 beschlossen. 2026 ist noch nicht 
einmal festgelegt, wie die Evaluation erfolgen soll. Heißt das, dass erst ab 2030 die er-
höhten Förderungen vom Land erteilt werden, sofern die Ziele des KMP erreicht werden?  
 
 
 
5. Emissionsminderung durch Elektromobilität 
 

Sowohl im Klimamobilitätsplan als auch im McKinsey-Gutachten Net Zero wird die Minde-
rung der THG dadurch angenommen, dass Verbrennerfahrzeuge durch Elektrofahrzeuge 
ersetzt werden. Im Klimamobilitätsplan wird angenommen, dass 2030 15 % der Fahrzeu-
ge im MIV elektrisch fahren, in Net Zero sollen es 2035 100 % sein. Auch der Aktionsplan 
„Nachhaltig und innovativ mobil in Stuttgart“ spricht davon, dass ab 2035 keine Verbrenn-
erfahrzeuge im Stadtverkehr mehr fahren.  
 
Nach Net Zero sollen ab 2026 nur noch Elektrofahrzeuge in Stuttgart zugelassen werden. 
Selbst wenn das umgesetzt werden könnte, würden 2035 immer noch rund die Hälfte der 
Fahrzeuge mit Verbrennermotor fahren (oder werden diese dann aus dem Verkehr gezo-
gen?). 
 
Die Stadt Stuttgart hat kein Instrument in der Hand, mit der sie die Zulassung von Verb-
rennerfahrzeugen verbieten könnte. Im Gegenteil: Oberbürgermeister Nopper hat darauf 
gedrängt, die Zulassung von Verbrennerfahrzeugen auch nach 2035 weiter zu ermögli-
chen. 
 
Wir fragen: Wie kann Stuttgart 2035 klimaneutral werden, wenn die Voraussetzung zur 
Umsetzung der Maßnahme „Verbrennerfahrzeuge durch Elektrofahrzeuge ersetzen“ gar 
nicht gegeben ist. Noch heute sind knapp die Hälfte der Neufahrzeuge Verbrennerfahr-
zeuge. 
 
 
 
6. Elektromobilität heißt nicht „klimaneutral“ 
 

In allen Klimaschutzberechnungen (KMP, Net Zero, SEE, VEK 2030) wird davon ausge-
gangen, dass elektrisch betriebene Fahrzeuge klimaneutral fahren. Solange unser 
Strommix aber nicht vollständig aus regenerativen Energien besteht, kann dies weder 
rechnerisch noch faktisch so angesetzt werden. Der Ansatz von Ökostrom für die SSB ab 
2022 ist unter diesem Aspekt ebenfalls fragwürdig. 
 
Wir fragen: Wie sieht eine ehrliche THG-Bilanz aus, wenn sowohl für die SSB als auch für 
den elektrischen MIV der aktuelle Strommix angesetzt wird? 
 
 
 
 



 

 

 

   

 

  
                                                 

Seite 4 von 5 

     

 

7. Maßnahmen in Hoheit der Stadt Stuttgart 
 

Laut Aussagen des Landes Baden-Württemberg muss der MIV um rund 40 % reduziert 
werden, um die Klimaziele zu erreichen. Maßnahmen in Aufgabenbereich der Stadt, wel-
che dies unterstützen, sind beispielsweise Fahrbahnrückbau, Geschwindigkeitsreduzie-
rungen und Parkplatzbeschränkungen. Projekte, welche dies fördern, sind beispielsweise 
der Rückbau der B 14, das Projekt „Lebenswerte Innenstadt“, der Vorschlag des Bürger-
rates mit 5 % Reduzierung der Parkplätze im öffentlichen Straßenraum pro Jahr oder die 
Einführung einer City-Maut. Diese Projekte werden verschleppt oder nicht verfolgt. 
 
Wir fragen: Wenn weder ein „Verbrennerverbot“ noch Maßnahmen zur Reduzierung des 
Verkehrs im Aufgabenbereich der Stadt verfolgt werden, wie wird dann der MIV so ver-
mindert, dass die Klimaziele eingehalten werden? 
 
 
 
8. Ausgaben für Klimakonzepte 
 

Mit dem Programm „Weltklima in Not“ wurden vom Gemeinderat 200 Mio € für den Klima-
schutz freigegeben, für das Konzept Net Zero wurden insgesamt 11 Mrd. € veranschlagt. 
 
Wir fragen: Wurde und wird dieses Geld für den Klimaschutz eingesetzt? Wurden damit 
sinnvolle und nachprüfbar wirksame Maßnahmen finanziert? Wenn ja, kann man diese 
benennen? 
 
 
 
9. Stärkung des Umweltverbundes 
 

In allen Konzepten zum Klimaschutz wird die Stärkung des Umweltverbundes zu Lasten 
des MIV gefordert: Der Radverkehr soll auf 20 % der Wege, im Klimamobilitätsplan auf  
25 % der Wege bis 2030 erhöht werden. Im Mc-Kinsey-Gutachten / Net Zero soll der 
Umweltverbund von derzeit 66 % auf 78 % zunehmen. Bis heute hat der Radverkehr um 
wenige Prozentpunkte auf 9 % der Wege zugenommen, der ÖPNV-Anteil stagniert bei   
23 % der Wege. Die bisherigen Konzepte zeigen also nicht die gewünschte Wirkung. 
 
Wir fragen: Welche zusätzlichen Maßnahmen möchte die Stadt Stuttgart ergreifen, um 
insbesondere den Radverkehr und den ÖPNV zu stärken, wo derzeit die finanziellen Mit-
tel zur Förderung eher zurückgefahren werden? 
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10. Maßnahmen des Bundes widersprechen den Klimazielen 
 

Nach dem Bundesverkehrswege-
plan sollen sämtliche Autobahnen 
und Bundesstraßen im Großraum 
Stuttgart ausgebaut und erweitert 
werden: A 8, A 81, B 10, B 27, 
Nordostring (siehe Abbildung). Die 
Maßnahmen selbst sind klimaschä-
digend, die Wirkung auf den Stra-
ßenverkehr noch mehr: Statt not-
wendigem Rückbau wird der Kfz-
Verkehr gefördert. Die Stadt Stutt-
gart hat diesen Ausbaumaßnahmen 
nicht öffentlich widersprochen und 
auch nicht dargelegt, dass sie ihren 
Klimazielen widersprechen. 

 

Wir fragen: Warum bezieht die Stadt 
Stuttgart nicht öffentlich gegen diese 
Planungen Stellung, die offensicht-
lich allen ihren Klimakonzept zuwi-
derlaufen? 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Umweltverbände fordern, dass die Stadt Stuttgart ein Konzept entwickelt, das konkre-
te, nachprüfbare Einzelmaßnahmen zur Erreichung der Klimaneutralität 2035 in Stuttgart 
aufzeigt. Dieses Ziel wurde vom Gemeinderat beschlossen und muss mit in der Wirksam-
keit nachprüfbaren Maßnahmen unterlegt werden. 
 
 
Für die Umweltverbände:  
 
für das KUS (Klima- und Umweltbündnis Stuttgart):  
Manfred Niess, Kernerstraße 22 B, 70182 Stuttgart, Tel. 0711 - 297082   
E-Mail: MNiess@t-online.de 
 
für den VCD (Verkehrsclub Deutschland) Kreisverband Stuttgart e.V.:  
Christoph Link, Vaihinger Landstraße 50, 70195 Stuttgart  Tel. 0711 - 6993756   
E-Mail: link@vcd-stuttgart.de 
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